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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 
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über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im Be- 
trage von 10 000 DM und darüber für das Rechnungsjahr 1952. 
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Übersicht 

über die im Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1952 
zugewiesenen über- und außerplanmäßigen Ausgabemittel 





Betrag der über- 




Haushalts- 

planmäßigen 


Kap. 

Tit. 

betrag 

und der *) außer- 


für 1952 

planmäßigen 

Begründung 



Ausgaben 




DM 

DM 


1 

| 33 a | 

2 534 700,- 

Einzelplan II — 

- 64 660,— 

Deutscher Bundestag — 

Fahrkosten der Abgeordneten 


| Infolge Zunahme der Anzahl der Abgeordneten mit 
eigenen Kraftwagen sind unabweisbare Mehraus- 
gaben erwachsen, die bei der Veranschlagung nicht 
vorauszusehen waren. Außerdem sind dadurch 
Mehrausgaben entstanden, daß sich der Präsident 
im Hinblick auf die vermehrte Ausschußtätigkeit 
! vor Schluß der Legislaturperiode auf Grund des 
I § 2 Absatz 3 der Ausführungsbestimmungen zum 
; Gesetz über die Entschädigung der Mitglieder des 
Deutschen Bundestages vom 28. November 1951 
veranlaßt sah, über die im Jahr zulässigen 24 Hin- 
und Rückfahrten hinaus zusätzliche Fahrten zu 
bewilligen. 

Einsparung der Mehrausgabe bei Einzelplan II 
Kap. 1 Tit. 33 b. 


E 11 


hin- 

ter 

18 

an 1. 
Stelle ! 



*) 81 506,88 Rückerstattung der vom bisherigen Pächter der 
Bundestagsgaststätte gezahlten Pacht 

Die besonders schwierigen betriebswirtschaftlichen 
Verhältnisse der Bundestagsgaststätte, welche durch 
| zwangsläufige ständige Bereithaltung eines hohen 
Personalbestandes zur Bewältigung des Stoßge- 
schäftes an den Plenarsitzungstagen, die weitge- 
i hende Bindung des Pächters an bestimmte Preise 
und den Mangel an Eigenkapital des Pächters zur 
i Ausnutzung günstiger Großeinkaufsmöglichkeiten 
bedingt sind, haben zu einer Überschuldung des 
Gaststättenbetriebes geführt. Zur Abwendung des 
drohenden Konkurses sowie zur Sanierung und 
: Schaffung der Voraussetzungen für eine günstige 
Neuverpachtung des Betriebes ist die Rückzahlung 
| des von dem bisherigen Pächter seit Beginn des 
Pachtverhältnisses gezahlten Pachtzinses unab- 
weisbar. 

Da hierfür Haushaltsmittel nicht veranschlagt sind, 
; ist die Ausgabe außerplanmäßig geleistet worden. 
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Kap. Tit 


Haushalts- 
betrag 
für 1952 


Begründung 


DM 


Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 
Ausgaben 

DM 


E 11 hin- 
ter 
18 

an 2. 
Stelle 


Fortsetzung Einzelplan II — Deutscher Bundestag' — 

— *) 35 000, Zuschuß zu den Betriebsverlusten des bisherigen 

Pächters der Bundestagsgaststätte 

Der bisherige Pächter der Bundestagsgaststätte 
hat durch die besonders schwierigen betriebswirt- 
schaftlichen Verhältnisse, bedingt durch den hohen 
Personalbestand zur Bewältigung des Stoßgeschäf- 
tes an den Plenarsitzungstagen, die weitgehende 
Bindung des Pächters an bestimmte Preise und 
seinen Mangel an Eigenkapital zur Ausnutzung 
günstiger Großeinkaufsmöglichkeiten, sein Geschäft 
überschuldet. Zur Abwendung des drohenden Kon- 
kurses sowie zur Schaffung der Voraussetzungen 
für eine günstige Neuverpachtung des Betriebes 
ist die Zahlung eines Zuschusses von 35 000 DM 
zu den Betriebsverlusten an den bisherigen Pächter 
unabweisbar notwendig. 

Da hierfür Haushaltsmittel nicht veranschlagt sind, 
ist die Ausgabe außerplanmäßig geleistet worden. 


Einzelplan 115 — Deutscher Bundesrat — 

1 11 98 000, — 11 000, — Geschäft öedürfnisse 

! Für die dem Verlag Dr. Heger zum Vertrieb an 

andere Dienststellen überlassenen Drucksachen des 
Bundesrates wurden Einnahmen in Hohe von 
|K | 11 562,84 DM erzielt, die bisher irrtümlich bei Ein- 

| zelplan III Kap. 1 Tit. 11 durch Rotabsetzung von 

der Ausgabe vereinnahmt wurden. In Beachtung 
! I . des § 7 der RHO (Brutto-Prinzip) sind diese Be- 

träge auf die Haushaltseinnahmen — Einzelplan III 
Kap. 1 Tit. 4 — umgebucht worden. Infolge dieser 
Umbuchung reichte der Haushaltsansatz, der unter 
Anrechnung der Einnahmen aus dem Vertrieb der 
Drucksachen veranschlagt worden ist, nicht aus. 

i 

In Hohe der Mehrausgabe sind Mehreinnahmen bei 
Kap. 1 Tit. 4 aufgekommen. 


Einzelplan IV — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 

2 33 235 000, — 175 000, — Veröffentlichungen der Bundesregierung 

Das Bulletin des Presse- und Informationsamtes 
und der Tätigkeitsbericht der Bundesregierung 
haben bei der Presse und in der Öffentlichkeit ein 
weit über das erwartete Maß hinausgehendes Inter- 
esse gefunden. Die Veröffentlichungen mußten da- 


3 




Kap. ; Tit. 


Haushalts- 
betrag 
für 1952 

DM 


Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 
Ausgaben 

DM 


Begründung 


Fortsetzung Einzelplan IV — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 

her zur Wahrung der publizistischen Belange der 
Bundesregierung in Auflage und Umfang erheblich 
erweitert werden. Das unabweisbare Bedürfnis war 
bei Aufstellung des Haushalts nicht vorherzusehen. 

Einsparung bei Einzelplan IV Kap. 2 Tit. 31. 


Einzelplan IV a — Auswärtiges Amt — 

1 14 600 000, — 60 000, — ^ Post-, Telegrafen- und Fernsprechgebühren sowie 

Kosten für private Fernsprechanlagen 

|. j 

| I Durch den wegen der EVG-Ver träge entstandenen 

j Verfassungsstreit sind für die Unterrichtung der 

Auslandsvertretungen außerordentlich hohe Tele- 
grammkosten entstanden. Zufolge dieser nicht vor- 
auszusehenden, aus politischen Gründen unvermeid- 
baren Mehrkosten reichte der Ansatz nicht aus. 

Einsparung bei Epl. IVa Kap. 2 Tit. 25. 


Einzelplan VI — Bundesministerium des Innern — 

1 19 a 125 000, — 25 000, — Reisekosten 

Mehrkosten infolge erhöhter Reiset atigk-e.it auf 
Grund von erweiterten Aufgaben des Bundesmini- 
! steriums des Innern. 

Einsparung bei Kap. 1 Tit. 7a. 

1 20 25 000, — 10 000, — ; Kosten für Sachverständige 

; i : Mehrausgaben für die Heranziehung weiterer 

j j Sachverständiger zur Durchführung neuer bzw. 

] erweiterter Bundesaufgaben. 

| Einsparung bei Kap. 1 Tit. 51. 


2 i 30 


280 000,— 


144 130, — Zur Förderung der Bestrebungen der UNESCO 
und ähnlicher Einrichtungen im Bereich der Bun- 
desrepublik 


i 


Bundesanteil von 50 v. H. zum Kaufpreis für das 
Gebäude des UNESCO- Jugendinstituts in München- 
Gauting. Die unabweisbare und unvorhergesehene 
Mehrausgabe konnte eingespart werden bei 


Kap. 2 Tit. 27 b 
Kap. 2 Tit. 63 
Kap. 25 Tit. 45 
Summe wie oben 


83 000 DM 
34 000 DM 
27 130 DM 
144 130 DM 


4 


Kap. Tit. 


Begründung 


Betrag der über- 
Haushalts- planmäßigen 

betrag und der *) außer- 
für 1952 planmäßigen 

Ausgaben 

DM DM 


Fortsetzung Einzelplan VI — Bundesministerium des Innern — 

2 48 60 000, — 120 000, — Beitrag des Bundes zu den Kosten der Internat, 

(neu) Rauschgiftkontrolle 

Beitragszahlungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land für Rj. 1950 und 1951 für die Internationale 
Rauschgiftkontrolle. 

Einsparung nicht möglich. 

3 15 3 000, — 23 000, — Unterhaltung der Dienstgebäude 

Erhöhter Mittelbedarf infolge dringlicher Instand- 
! setzungsarbeiten im Dienstgebäude des Bundesver- 

waltungsgerichts. 

Einsparung bei Kap. 3 Tit. 11, 13, 16, 21 und 
Kap. E 13 Tit. 2. 

11 4 1 490 500, — 98 423,60 Bundesgesundheitsamt 

15 78 000, — 51 020,16 Ausgaben des Roberf-Koch-Instituts, Berlin, aus 

16 246 000, — 11 938,58 der Zeit vom 13. — 31. März 1952, die der Bund auf 

25 190 000 x — 42 380,39 Grund der Vereinbarung mit dem Lande Berlin 

vom 6./9. Mai 1952 zu tragen hat. 

Keine Einsparung. 

11 12 11 000, — 23 112,15 Unterhaltung und Ergänzung der Geräte und Aus- 

stattungsgegenstände in den Diensträumen 

Mehrbedarf für die Bundesopiumstelle beim Bun- 
desgesundheitsamt infolge nicht vorherzusehender 
Übernahme des Aufgabengebietes der inzwischen 
aufgelösten Betäubungsmittelstelle Baden-Baden. 

Gedeckt durch: 

außerplanmäßige Haushaltseinnahme von 
23 329.37 DM bei Epl. VI Kap. 11 hinter 
Tit. 14. 


22 11 71 000,— 30 000,— Geschäftsbedürfnisse 

Mehrausgaben infolge Neudrucks von Zählkarten 
zur Erfassung des grenzüberschreitenden Reisever- 
kehrs. 

Einsparung bei Kap. 22 Tit. 7 a. 

23 7 a 40 000 10 000 Trennungsentschädigung an versetzte Beamte und 

und Angestellte 

Mehrausgabe infolge unvorhergesehener Verzöge- 
rung der Zuteilung von Wohnungen. 

Einsparung bei Kap. 23 Tit. 1. 



Kap. Tit. 


Haushalts- 
betrag 
für 1952 


Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 
Ausgaben 


Begründung 


Fortsetzung Einzelplan VI — Bundesministerium des Innern — 

9 600, — 10 000, — Umzugskosten und Umzugskostenbeihilfen 

Mehrausgabe infolge Zuteilung von weiteren 10 
Wohnungen im laufenden Rechnungsjahr. 


2 600 000, 


270 000,- 


25 7 b 


166 100,— 


20 000 ,- 


2 320 000,- 


396 000,— 


25 36 


467 500,— 


100 000 — 


Einsparung bei Kap. 23 Tit. 19. 

Trennungsentschädigung an versetzte Beamte und 
Angestellte 

Die Mehrkosten waren bedingt durch vermehrte 
unvorhergesehene Versetzungen von Grenzschutz- 
beamten. 

Einsparung. bei Kap. 25 Tit. 1. 

Fahrkosten für versetzte und auswärts beschäftigte 
Beamte und Angestellte zum Besuch der von ihnen 
getrennt lebenden Familie 

Zwangsläufig entstandene Mehrkosten infolge ver- 
mehrter Familienheimfahrten, bedingt durch ver- 
mehrte Versetzungen von Grenzschutzbeamten. 

Einsparung bei Kap. 25 Tit. 1. 

Abfindungen nud Übergangsgelder 

Infolge von unvorhergesehenen Entlassungen muß- 
ten Übergangsgelder an Angestellte und Arbeiter 
gezahlt werden. 

Einsparung bei Kap. 25 Tit. 4. 

Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Mehrkosten infolge Preiserhöhungen und unvor- 
hergesehener Zunahme der zu betreuenden Dienst- 
gebäude. 

Einsparung bei Kap. 25 Tit. 38 und 41. 

Sanitätswesen, Krankheits- und Unfallfürsorge 

Mehrausgabe infolge unvorhergesehener Erhöhung 
der Mindestsätze der Gebührenordnung für Ärzte 
und Zahnärzte (Verordnung des Herrn Bundesmini- 
sters für Wirtschaft vom 11. Dezember 1952) und 
erhöhter Heilfürsorgekosten. 

Einsparung bei Kap. 25 Tit. 11. 


25 36 


467 500, 


50 000. Sanitätswesen, Krankheits- und Unfallfürsorge 

Mehrkosten infolge der Grippe-Epidemie und der 
unvorhergesehenen Erhöhung der Gebühren für 
Ärzte ab 1. Januar 1953. 

Einsparung bei Kap. 25 Tit. 45. 
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Kap. Tit. 

Haushalts- 
betrag 
für 1952 

Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 


planmäßigen 

Begründung 


Ausgaben 


1 : 

DM 

DM 



25 39 


27 16 


27 21 


27 25 


27 36 


E 21 hin- 
ter 
9 


hin- 1 
ter und 2 
E 22 


Fortsetzung Einzelplan VI — Bundesministerium des Innern — 


190 000,— 


200 000 — 


25 000,— 


4 000,— 


20 000,— 


67 000,— 


48 500 — 


Unterkunftsgerät und Unterkunftswäsche 

Mehrkosten infolge Preiserhöhung und Zunahme 
der Wäschereinigung, die nicht vorhergesehen 
werden konnten. 

Einsparung bei Kap. 25 Tit. 44. 

Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 


Mehrkosten infolge unvorhergesehener Übernahme 
von Unterkünften in Cuxhaven. Cuxhaven wurde 
dem Seegrenzschutz als neuer Standort zugeteilt. 
Einsparung bei Kap. 27 Tit. 41 b. 


11 000, — ; Umzugskosten und Umzugskostenbeihilfen 

; Es wurden mehr Umzüge ausgeführt als voraus- 
; Zusehen waren. 

Einsparung bei Kap. 27 Tit. 7 a. 


10 000, — Werbung und Vorstellungsreisen 

Es mußten mehr Bewerber als vorgesehen zu Vor- 
stellungsreisen aufgefordert werden. 

Einsparung bei Kap. 27 Tit. 12 und 23 a. 


12 500, — Sanitätswesen, Krankheits- und Unfallfürsorge 

Mehrausgabe infolge erhöhter Kosten für Kranken- 
hausaufenthalt der Seegrenzschutzbeamten und für 
Heilfürsorge der Familienangehörigen. 

Einsparung bei Kap. 27 Tit. 40 b. 


*) 28 417,14 Kosten der Zonen-Opiumstelle Kiel für die Zeit 
vom 1. April 1952 bis 30. November 1952 

Die Aufgaben der Rauschgiftbekämpfung sind mit 
dem 1. April 1952 auf das Bundesgesundheitsamt 
übergegangen. Da die Bundes -Opiumstelle erst mit 
dem 1. Dezember 1952 arbeitsfähig geworden ist, 
i mußten die den beteiligten Ländern für die Zwi- 
schenzeit entstandenen Kosten erstattet werden 
Die Ausgabe war nicht vorherzusehen und ist unab- 
weisbar. 

Einsparung bei Epl. VI Kap. 11. 


*) 17 000, Erstmalige Anschaffung von Büroeinrichtungsge- 

i genständen und Maschinen 

' Infolge der nicht vorherzusehenden Übernahme der 
j in die Zuständigkeit des Bundes fallenden Staatsan- 
: angehörigkeitsangelegenheiten durch das Bundes- 
amt für Auswanderung ab 1. Dezember 1952 muß- 
; ten die Beschaffungskosten außerplanmäßig gelei- 
; stet werden. 

Einsparung bei Kap. 2 Tit. 19, 
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; 

Kap. Tit. 

; Haushalts- 
betrag 
für 1952 

Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 

Ausgaben 

Begründung 

, 

DM 

DM 



Einzelplan VII — Bundesministerium der Justiz — 

4 32 53 000, — 35 000, — Auslagen in Rechtssachen (einschließlich Reise- 

j j kosten) — 

| 1 | Der Geschäftsanfall beim Bundesgerichtshof hat 

| auf allen Rechtsgebieten insbesondere bei den erst- 
i ! instanzlichen Strafsachen seit Aufstellung des 

I * I Nachtrags zum Haushaltsplan für 1952 in einem 

j ! nicht voraussehbaren Umfang zugenommen. Die 

: auf rechtlicher Verpflichtung beruhenden Ausgaben 

! sind zwangsläufig und können vom Bundesgerichts- 

hof nicht beeinflußt werden. 

* i i : Den Mehrausgaben stehen entsprechende Mehr- 

i | einnahmen bei Kap. 4 Tit. 3 der Einnahme gegen- 

; | | i über. 

Einzelplan VIII — Bundesministerium der Finanzen — 

1 14 380 000, — | 50 000, — Post- usw. Gebühren 

; Mehr infolge Verlegung und Neuanlage von Fern- 
1 Sprechanschlüssen im Zusammenhang mit dem Be- 
ziehen der neuen Dienstgebäude in Bonn. 
Einsparung bei Epl. VIII Kap. 1. 

1 19 a 320 000, — 30 000, — Reisekosten 

! Mehr infolge vermehrter Teilnahme der Bedienste- 

| ten des Ministeriums an Tagungen außerhalb Bonns. 

| Einsparung bei Epl. VIII Kap. 1 

1 22 5 000, 20 000, — ! Gerichts- und ähnliche Kosten 

Unvorhergesehene Mehrausgabe infolge Durchfüh- 
I rung mehrerer Prozesse mit hohen Streitwerten in 

der Berufungs- und Revisionsinstanz. 

: Einsparung bei Epl. VIII Kap. 1. 

1 30 


E 15 ! hin- 
| ter 
j dem 
letz- 
ten 
Titel 


120 000 , 75 000, — Dienstliche Reisen ins Ausland 

Mehr infolge unabweisbarer Auslandsreisen in 
wirtschaftlich und politisch wichtigen Angelegen- 
heiten (Weltbank, Abkommen Israel, Handelsab- 
j kommen Brasilien und Spanien). 

; Einsparung bei Epl. VIII Kap. 1. 

*) 57 000, Neubau des Zollamtes Otterndorf mit einer Dienst- 
wohnung 

Für den aus Titel 15 begonnenen Bau mußten, weil 
die 50 000 DM-Grenze aus nicht vorhersehbaren 
' Gründen überschritten wurde, außerplanmäßige 
Ausgabemittel bereitgestellt werden. 

Einsparung beim außerordentlichen Haushalt, 
Kap. 5 Tit. 110. 
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Kap. Tit. 

Haushalts- 
betracr 
für 1952 

Betrag der über- ; 

planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 

Ausgaben 

Begründung 


DM 

DM 



Fortsetzung Einzelplan VIII — Bundesministerium der Finanzen — 

11 31 138 200, — 52 000, — Anteil des Bundes an den Verwaltungskosten der 

Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 

I Mehr infolge Erhöhung der Zahl der Bundesbedien- 

steten. Der Haushaltsansatz war bei Aufstellung 
j : des Haushalts 1952 zu niedrig geschätzt worden. 

5 16 4 942 000, — 250 000, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

Diensträumen 

Durch Zugang von angemieteten Dienstgebäuden 
und Wohnungen, durch die langandauemde Kälte 
im Frühjahr 1953 und durch die Zahlung von La- 
stenausgleichsabgaben für Wohnungen in Dienst- 
gebäuden (einschl. Dienstwohnungen) in einigen 
Oberfinanzbezirken war die Überschreitung des 
Haushaltsansatzes unvermeidlich. Die Ausgaben 
sind zwangsläufig, sie konnten bei der Aufstellung 
des Nachtraghaushalts 1952 nicht in vollem Um- 
fange übersehen werden. 

Einsparung bei Epl. VIII Kap. 5. 

64 400, — Trennungsentschädigung an versetzte Beamte und 
Angestellte 

Unvorhergesehene Mehrausgabe infolge zwangs- 
läufiger Versetzungen von Angestellten und Be- 
amten bei Einrichtung der Außenstellen der Bun- 
desvermögens- und Bauverwaltung. 

Einsparung bei Epl. VIII Kap. 6. 

*) 47 733, — Hilfsleistungen durch Beamte 

Im Rechnungsjahr 1952 wurden beim Amt für 
Wertpapierbereinigung beamtete Hilfskräfte mit 
dem Ziel der Übernahme und Einweisung in Plan- 
stellen einberufen. Da ein entsprechender Titel 
(Tit. 3) im Haushaltsplan fehlte, mußte die Aus- 
gabe außerplanmäßig geleistet werden. 

Einsparung bei Epl. VIII Kap. 9. 


Einzelplan IX — Bundesministerium für Wirtschaft — 

1 15 40 000, — 59 340,76 Unterhaltung der Dienstgebäude 

Die Ausgabe war unabweisbar notwendig für die 
Beschaffung eines Dampfkessels mit Zubehör und 
für die Erweiterung und Erneuerung des Rohr- 
netzes, weil die bisherige Heizungsanlage der ehe- 
j maligen Gallwitzkaseme nicht ausreichte, um die 

Diensträume genügend zu beheizen, 
i Einsparung bei Epl. IX Kap. 1, 



9 



Kap. Tit. 

Haushalts- 
betrag 
für 1952 

Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 


planmäßigen 

Begründung 


Ausgaben 


1 

DM 

DM 



Fortsetzung Einzelplan IX — Bundesministerium für Wirtschaft — 

3 12 14 000, — 21 306,27 Unterhaltung und Ergänzung der Geräte und Aus- 

stattungsgegenstände in den Diensträumen 

Mehrausgaben durch die Beschaffung von Meß- 
instrumenten für die Berechnung des Stromver- 
brauchs der Physikalisch-Technischen Bundesan- 
stalt. Die Mehrausgabe wird sich durch Einsparung 
an Stromkosten im Laufe der nächsten Rechnungs- 
jahre wieder ausgleichen. 

, Einsparung bei Epl. IX Kap. 3. 


E 12 hin- 
: ter 
1 Tit. 7 


*) 250 000, — Entschädigung an die Stadt Köln für Mehrkosten, 
die beim Wiederaufbau der als Unterkunft für die 
Bundesstelle für den Warenverkehr in Aussicht 
genommenen Alten Universität in Köln entstanden 
sind 

Die Bundesstelle für den Warenverkehr war in der 
Mc Nair-Kaserne in Frankfurt-Höchst unterge- 
bracht. Im Frühjahr 1951 mußte sie auf Anordnung 
der Besatzungsmacht die Kaserne kurzfristig räu- 
1 men. Das als neue Unterkunft für die Bundesstelle 
mit Zustimmung der Bundesregierung vorgesehene 
Gebäude der Alten Universität in Köln war jedoch 
stark beschädigt, es mußte daher beschleunigt 
wiederhergestellt werden. Später hat der Bundes- 
tag beschlossen, daß die Bundesstelle ihren Sitz 
in Frankfurt/Main behalten solle. 

An die Stadt Köln wurden auf Grund eines Ver- 
gleichs lediglich die durch Beschleunigung des 
Wiederaufbaues (Lohnzuschläge für Nachtschichten 
u. dgl.) und Berücksichtigung von Sonderwünschen 
der Bundesstelle entstandenen Mehrkosten erstattet. 
Einsparung bei Epl. IX Kap. 2. 


Einzelplan X — Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


1 hin- 
ter 
: 44 


175 000, — Förderung des Saatgutwesens durch Gewährung 
von Beihilfen zur Förderung des Vermehrungsan- 
baus und zur Verbilligung von Saatgut für die 
Verbraucher bei Ackerbohnen und Felderbsen 

Mehrausgabe infolge Einbeziehung von Ackerboh- 
nen und Felderbsen aus der Ernte 1952 in die 
Stützungsaktion für Hochzucht und mit Erfolg ge- 
prüftes Vermehrungssaatgut bei Futterpflanzen. Die 
Verhandlungen über die Einbeziehung sind erst im 
Februar 1953 beendet worden; der Unterausschuß 
„Saatgut“ des 19. Ausschusses des Bundestages hat 
in seiner Sitzung am 3. Oktober 1952 (Prot. Nr. 36) 
die Einbeziehung beschlossen. Die außerplanmäßige 
Ausgabe wurde bei Epl. X Kap. 1 Tit. 44 eingespart. 
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Kap. Tit. 

Haushalts- 
betrag 
für 1952 

Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 

Ausgaben 

Begründung 


DM 

DM 



Fortsetzung Einzelplan X — Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


1 j hin- 
I ter 
54 

i L 
| Stelle 


1 j hin- 
: ter 

; 54 
; 2 . 

| Stelle 


1 hin- 
ter 
54 
3. 

Stelle 



*) 60 000 000, — Aufbaudarlehen aus dem Lastenausgleichsgesetz 
zur Ansetzung von Vertriebenen 

Nach dem Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 
1952 (BGBl. I S. 446) können Personen, die Ver- 
triebenenschäden geltend machen können, Aufbau- 
darlehen gewährt werden. Diese Darlehen treten 
an die Stelle der bisher aus Soforthilfemitteln nach 
dem Flüchtlingssiedlungsgesetz vom 10. August 1949 
(WiGBl. S. 231) gewährten Kredite. 

Es handelt sich um einen durchlaufenden Posten. 
Ausgaben dürfen nur in Höhe der entsprechenden 
Einnahmen bei Kap. 1 hinter Tit. 18 (1. Stelle) ge- 
leistet werden. 


*) 75 000, — Vergütung an die Deutsche Siedlungsbank und die 
Deutsche Landesrentenbank für die Verwaltung 
der Lastenausgleichsmittel für Vertriebene 

Der Deutschen Siedlungsbank und der Deutschen 
Lastenausgleichsbank ist die treuhänderische Ver- 
waltung der Lastenausgleichsmittel zur Ansetzung 
von Vertriebenen übertragen worden. Die Banken 
erhalten eine Vergütung von i * 3 /q v. H. der ausge- 
zahlten Darlehensbeträge. Entsprechend der Aus- 
zahlung der Darlehen ist der Bedarf auf 75 000 DM 
geschätzt. 

Es handelt sich um einen durchlaufenden Posten. 
Die Ausgaben dürfen nur in Höhe der Einnahmen 
bei Kap. 1 hinter Tit. 18 (2. Stelle) geleistet werden. 


*) l 000 000, — Beihilfen für Vermittlungs- und Bearbeitungs- 
gebühren anläßlich der Eingliederung von Ver- 
i tri ebenen 

i Bei der Eingliederung von Vertriebenen konnten 
; nach den Finanzierungsrichtlinien zum Flüchtlings- 
: siedlungsgesetz vom 10. September 1949 Beihilfen 
aus dem Soforthilfefonds für die Vermittlung von 
Vertragsabschlüssen für die Bearbeitung von Bau- 
< Vorhaben gewährt werden (vgl. Epl. X Kap. 1 

, Tit. 54 der fortdauernden Ausgaben). Da im La- 
stenauseleichsgesetz vom 14. August 1952 (BGBl. I 
S. 26) Mittel hierfür nicht vorgesehen sind, war für 
das restliche Rechnungsjahr 1952 eine außerplan- 
mäßige Ausgabe erforderlich. Die außerplanmäßige 

■ Ausgabe wurde bei Epl. X Kap. 1 Tit. 55 einge- 
spart. 
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Fortsetzung Einzelplan X — Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


1 hin- 
ter 
54 
4. 

i Stelle 


*) 160 000, — Vergütung an die Deutsche Siedlungsbank für die 
Verwaltung der Mittel zur Förderung der länd- 
lichen Siedlung 

Der Deutschen Siedlungsbank ist die treuhände- 
rische Verwaltung der Bundeshaushaltsmittel für 
die Förderung der ländlichen Siedlung (vgl. Epl. X 
Kap. 1 Tit. 55 der fortdauernden Ausgaben) über- 
tragen. Die Deutsche Siedlungsbank erhält für eine 
Vergütung von jährlich 3 / ö v. H. der ausgezahlten 
Darlehensbeträge und eine einmalige Vergütung 
von 1 /'2 v. H. der ausgezahlten Beihilfen. Die außer- 
planmäßige Ausgabe wurde bei Epl. X Kap. 1 
Tit. 54 Abschnitt II eingespart. 


3 1 hin- 

I ter 
32 | 


*) ooo Durchführung von Forschungsaufgaben auf dem 

Gebiet der ländlichen Hauswirtschaft 

Die Ausgaben waren zur Durchführung von zwei 
unvorhergesehenen und unaufschiebbaren For- 
schungsvorhaben erforderlich. Sie wurden bei den 
Forschungsmitteln des Bundesministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (Kap. 1 
Tit. 34) eingespart. 


5 32 


131 200 14 400 Wirtschaftliche Betriebskosten des Versuchsgutes 

Schaedtbek 

Nichtvorauszusehende und unabweisbare Mehr- 
ausgaben (Wirtschaftskosten), denen entsprechende 
Mehreinnahmen aus der Bewirtschaftung gegen- 
überstehen. 


10 7 a 


41 800,— 


19 700,- 


Trennungsentschädigung an versetzte Beamte und 
Angestellte 

Durch unvorhergesehene Einstellung weiterer 
Hilfskräfte war die Mehrausgabe unabweisbar. 


10 11 


98 000,- 


10 000 ,— 


Geschäftsbedürfnisse 

Mit Rücksicht auf die der Außenhandelsstelle über- 
tragenen zusätzlichen Dienstaufgaben (Abwicklung 
des Importausgleichs und der Gebühren für Obst- 
und Gemüseeinfuhren) war die Mehrausgabe un- 
abweisbar. Der Mehrbedarf war nicht vorausseh- 
bar. 


10 21 


16 000,- 


10 753 77 Umzugskosten und Umzugskostenbeihilfen 

Infolge unvorhergesehener Zuweisung einer grö- 
ßeren Anzahl von Bundeswohnungen war die 
: Mehrausgabe zwangsläufig bedingt. 

Die überplanmäßige Ausgabe wurde eingespart bei 
Kap. 1 c Tit. 19. 
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Fortsetzung Einzelplan X — Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 

10 | 22 8 700, — 225 000, — Gerichts- und ähnliche Kosten 

j | 

Die unvorhersehbare Mehrausgabe wurde durch 
die Führung von Prozessen auf dem Gebiet 
des Importausgleichsgesetzes erforderlich. 

*) 33 000/ — Verwaltungs-und Kontrolllisten der Befrachtungs- 
und Speditionsstelle in Abwicklung 

Kontrolllisten des gewerblichen Sektors der ehe- 
maligen Befrachtungs- und Speditionsstelle. Der 
Betrag wurde im Zuge der Abrechnung zwischen 
der Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide und 
Futtermittel und der Außenhandelsstelle für Er- 
zeugnisse der Ernährung und Landwirtschaft im 
Laufe des Rechnungsjahres festgestellt und mußte 
von der Außenhandelsstelle erstattet werden. Da 
Ausgabemittel nicht veranschlagt waren, mußte die 
unvorhersehbare Ausgabe außerplanmäßig ge- 
leistet werden. 

£ -q hin- *) 5 920 000, Erstattung von Ausgleichs- und Unterschiedsbeträ- 
ter gen für Einfuhrgüter der Land- und Ernährungs- 

24 Wirtschaft im Rahmen des Importausgleichsgesetzes 

j Infolge ungünstigen Verlaufs zahlreicher Rechts- 

streite auf dem Gebiete des Importausgleichs 
wurde die Rückzahlung von AbschÖpfungs- und 
Ausgleichsbeträgen sowie Importausgleichsgebüh- 
ren notwendig. 

Die Ausgaben konnten nicht vorhergesehen wer- 
den, waren unabweisbar und mußten deshalb 
! außerplanmäßig geleistet werden. 


10 hin- 
i ter 
! 25 


E 19 hin- j *) ig 000, Durchführung von Untersuchungen über das Ver- 

ter ' halten der Heringsschwärme 

1 Die Durchführung der Untersuchungen wurde aus 

organisatorischen Gründen der Bundesanstalt für 
Fischerei in Hamburg übertragen. Aus Gründen 
der Haushaltsklarheit mußten die Ausgaben für 
diese einmalige Maßnahme bei Kap. E 19 des 
Epl. X außerplanmäßig nachgewiesen werden. Ent- 
sprechende Mittel wurden bei Kap. 1 Tit. 48 des 
Epl. X eingespart. 


13 




Kap. Tit. 


Haushalts- 

betrag 

für 1QR9 


Begründung 



Einzelplan XI — Bundesministerium für Arbeit — 

1 a 31 948 600 000, — 94 010 501,54 Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 

Die Mehrausgabe ist zwangsläufig dadurch ent- 
standen, daß die Zahl der Empfänger von Arbeits- 
losenfürsorgeunterstützung nicht in dem erwarte- 
ten Umfang zurückgegangen ist. 

Bei der Aufstellung des Haushalts wurde mit 
einem Jahresdurchschnitt von 750 000 Empfängern 
gerechnet; tatsächlich betrug der Durchschnitt aber 
826 159 Empfänger. 

Ausgleich der Mehrausgabe durch Einsparung bei 
Kap. 1 a Tit. 32 452 544,89 DM 

Kap. 1 a Tit. 34 6 695 147,63 DM 

Kap. lb Tit. 31 5 909 588,21 DM 

Kap. 1 c Tit. 33 29 525 684,85 DM 

Kap. 1 c Tit. 44 51 427 535,96 DM 

Summe wie oben 94 010 501,54 DM. 

1 a 33 30 150 000, — 7 220 570,16 Darlehen und Zuschüsse für Arbeitsbeschaffungs- 

maßnahmen für Arbeitslosenfürsorgeunterstützungs- 
Empfänger 

Die Mehrausgabe beruht darauf, daß einem Land 
zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt werden 
mußten, da sonst die Weiterführung der im Rah- 
men des Sofortprogramms zur Arbeitsbeschaffung 
aus Mitteln der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung geförderten 
Notstandsarbeiten nicht gesichert gewesen wäre. 
Ausgleich durch Einsparung bei Kap. 1 b Tit. 31. 

1 a 36 I 53 600 000, — 3 296 099,15 Teuerungszulage für Empfänger von Arbeitslosen- 

fürsorgeunterstützung 

| Die Zahl der Empfänger von Arbeitslosenfürsorge- 

unterstützung ist nicht in dem erwarteten Umfang 
zurückgegangen. Infolgedessen ist außer der Über- 
schreitung beim Unterstützungsaufwand (Titel 31) 
i auch eine Mehrausgabe bei der Teuerungszulage 

eingetreten. 

Ausgleich durch Einsparung bei Kap. 1 b Tit. 31. 

l c 32 60 000 000, — 9 194 353,27 Grundbeträge in der knappschaftlichen Renten- 

versicherung 

Von der Überschreitung entfallen rd. 6 Mio DM 
auf die an die Arbeitsgemeinschaft der Knapp- 
schaften zu leistende Nachzahlung aus der Abrech- 
nung für die Rechnungsjahre 1950 und 1951. Die 
weitere Mehrausgabe beruht auf dem über Erwar- 
ten starken Zugang an Renten in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung. 

Ausgleich durch Einsparung bei Kap. 1 c Tit. 31. 
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Fortsetzung Einzelplan XI — Bundesministerium für Arbeit — 

1 c 34 22 000 000, — 3 462 125,45 Zuschüsse an die knappschaftliche Krankenver- 

sicherung 

Die Überschreitung ist teils auf die bei der Schluß- 
abrechnung für die Rechnungsjahre 1950 und 1951 
zu leistende Nachzahlung, teils auf die Erhöhung 
der Summe der für die Berechnung des Zuschusses 
maßgebenden beitragspflichtigen Arbeitsentgelte 
zurückzuführen. 

Ausgleich durch Einsparung bei 

Kap. 1 c Tit. 31 3 461 646,73 DM 

i Kap. 1 c Tit 33 478,72 DM 

Summe wie oben 3 462 125,45 DM. 

lc 37 a 1 000 000, — 131 254,49 Erstattung der Aufwendungen für die Kranken- 

hilfe an Heimkehrer 

Der Haushaltsansatz mußte geschätzt werden, weil 
1 eine sichere Ermittlung des Bedarfs nicht möglich 

war. 

Ausgleich durch Einsparung bei Kap. 1 c Tit. 33. 

; 

1 c 40 7 500 000, — 50 327,28 Kosten der gesetzlichen Unfallversicherung für ehe- 

malige Reichsbetriebe, für Betriebe der britischen 
Zone und des früheren Vereinigten Wirtschafts- 
gebiets sowie für Bundesbetriebe der Bundesrepu- 
blik Deutschland 

l Die Aufwendungen für die unfallversicherungs- 

j rechtliche Betreuung der Bediensteten der Bundes- 

; anstatt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 

versicherung waren höher als veranschlagt. Da 
i diese Aufwendungen erstattet werden, steht der 

Mehrausgabe eine entsprechende Mehreinnahme 
bei Kap. 1 c Tit. 11 gegenüber. 


1 c 41 20 000 000, — 5 653 265,37 Erstattung der Leistungen der Träger der gesetz- 

lichen Krankenversicherung auf Grund des Mutter- 
schutzgesetzes 

Die Überschreitung ergab sich daraus, daß die für 
die letzten Monate des Rechnungsjahres 1951 zu 
erstatten gewesenen Kosten erst zu Lasten des 
Rechnungsjahres 1952 abgerechnet werden konn- 
ten. Im Rechnungsjahr 1951 war deshalb eine Min- 
derausgabe in Höhe von rd. 10 Mio DM einge- 
treten. 

Deckung der Mehrausgabe durch Einsparung bei 
Kap. 1 c Tit. 33. 
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Fortsetzung Einzelplan XI — Bundesministerium für Arbeit — 



679 000 000, — 10 799 618,67 Erstattung der Rentenzulagen an die Träger der 

gesetzlichen Rentenversicherung 

Das Gesetz zur Änderung der §§ 1274 ff. RVO vom 
13. August 1952 (BGBl. I S. 443) hat mit Wirkung 
1 vom 1. April 1952 ab eine Erhöhung der von den 
Ruhensvorschriften betroffenen Renten und damit 
auch eine Erhöhung der Rentenzulagen zur Folge 
gehabt. 

Ausgleich durch Einsparung bei Kap. 1 c Tit. 33. 


1 c 43 6 300 000, — 262 628,63 | Teuerungszulage für Empfänger von Kranken- und 

i Hausgeld der Krankenversicherung 

Die Überschreitung beruht auf der an die Arbeits- 
! j gemeinschaft der Knappschaften zu leistenden Nach- 

| Zahlung aus der Abrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1951. 

! Ausgleich durch Einsparung bei Kap. 1 c Tit. 33. 


1 c 45 300 000, — 1 170 641,53 i Erstattung der Aufwendungen der Sozialversiche- 

rungsträger für Ausgleichsbeträge an die im Bun- 
desgebiet wohnenden Berechtigten saarländischer 
Sozialversicherungsträger 

Von der Überschreitung entfällt ein Betrag von rd. 
950 000 DM auf einen im Rechnungsjahr 1951 ent- 
standenen Verbuchungsfehler, durch den ein bei 
den Vorschüssen verbucht gewesener Betrag nicht 
! zur Abdeckung des Vorschusses verwandt, sondern 

' | bei den Ausgaben durch Rotbuchung abgesetzt 

| wurde. 

Die weitere Mehrausgabe ergab sich aus der erst 
im Rechnungsjahr 1952 möglich gewesenen Ab- 
rechnung für die Rechnungsjahre 1950 und 1951. 

j | | Ausgleich durch Einsparung bei 

Kap. 1 c Tit. 33 792 619,54 DM 

i i 46 144 089,08 DM 

48 233 932,91 DM 

i Summe wie oben 1 170 641,53 DM. 


I c ! 47 300 000, — 3 403 040,49 Erstattung der Aufwendungen für Leistungen nicht 

mehr bestehender oder nicht mehr erreichbarer 
Unfallversicherungsträger 

Bei der Veranschlagung der Mittel wurde davon 
ausgegangen, daß die nach dem Fremdrenten- und 
Auslandsrentengesetz zu erwartende Entlastung des 
Bundeshaushalts sich bereits im Rechnungsjahr 1952 
auswirken würde. Da dieses Gesetz aber erst am 
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Fortsetzung Einzelplan XI — Bundesministerium für Arbeit — 


1 e hin- 
ter 
48 


7. August 1953 verkündet wurde, mußten die im 
Rechnungsjahr 1952 gewährten Leistungen zu La- 
; sten des Bundes verrechnet werden. 

I Ausgleich durch Einsparung bei Kap. 1 c Tit. 33. 

i . 

*)1Ü3 334 191,89 j Das Grundbetragserhöhungsgesetz vom 17. April 
| 1953 ist mit Wirkung vom 1. Dezember 1952 in Kraft 
'i getreten. Da Mittel im Haushalt 1952 nicht veran- 
! schlagt sind, mußten die Ausgaben außerplanmäßig 
geleistet werden — vgl. Schreiben an den Vorsit- 
zenden des Haushaltsausschusses vom 3. Januar 1953 
(Vorlage des Bundesfinanzministeriums Nr. 119/ 
1952) — . 

I Ausgleich durch Einsparung bei Kap. 1 c Tit. 36. 


Einzelplan XII — Bundesministerium für Verkehr — 

1 12 121 000, — 30 000, — Unterhaltung und Ergänzung der Gerate in den 

Diensträumen 

Infolge Bildung der neuen Abteilung Eisenbahnen 
und Erweiterung der Abt. Luftfahrt sowie Einrich- 
tung von drei neuen Dienstgebäuden in Bonn 
reichte der veranschlagte Betrag von 121 000 DM 
nicht aus. Trotz Einschränkung auf das unbedingt 
notwendige Maß ergab sich ein Mehrbedarf von 
30 000 DM. 

Augleich durch Einsparungen: 
bei Kap. 1 Tit. 15 

in Höhe von 15 000 DM 

bei Kap. 1 Tit. 48 

in Höhe von 15 000 DM 

Summe wie oben 30 000 DM. 

I 47 500 000 4 * 4 .. 1 25 000 Betriebszuschuß des Gesellschafters „Bundesrepu- 

blik Deutschland“ an die Lübecker Hafengesell- 
schaft mbH. 

Nach dem Gesellschaftsvertrag hat die Bundesre- 
publik Deutschland bei Fehlbeträgen der Lübecker 
Hafengesellschaft jährlich einen Betrag bis zu 
500 000 DM zu tragen. In der Bilanz für das Ge- 
schäftsjahr 1951 wurde ein Fehlbetrag von 
708 900 DM nachgewiesen. Vom Bund konnte jedoch 
nur ein Zuschuß von 375 000 DM geleistet werden, 

, weil im Rechnungsjahr 1951 kein höherer Betrag 
veranschlagt war. Nach der von der Gesellschaft 
vorgelegten vorläufigen Berechnung des Unter- 
schusses für 1952 beträgt dieser 667 800 DM, so 
daß der im Rechnungsjahr 1952 veranschlagte Be- 
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D M j DM 

Fortsetzung Einzelplan XII — Bundesministerium für Verkehr — 

trag von 500 000 DM für 1952 voll in Anspruch ge- 
nommen werden muß. Darüber hinaus waren noch 
125 000 DM als Restzuschuß für 1951 zu zahlen. Die 
Ausgabe war unabweisbar. 

Ein Betrag in entsprechender Höhe wurde bei 
Kap. 1 Tit. 42 eingespart. 

2 21 113 500, — 50 000, — Umzugskosten und Umzugskostenbeihilfen 

Durch eine erhöhte Zuteilung von Familienwoh- 
nungen und den dadurch verursachten erhöhten An- 
fall an Umzugskosten und Umzugskostenbeihilfen 
war eine Mehrausgabe von 50 000 DM unvermeidlich. 

Ausgleich durch Einsparung bei Kap. 2. 

2 26 a 377 000, — 75 900,-- Gesetzliche Kosten der Unfallversicherung nach 

der Reichsversicherungsordnung 

Die Mehrausgabe von 75 900 DM ist zwangsläufig. 

: Die dem Haushaltsbetrag zugrunde liegende Schäl- 
; zung wurde von den entstandenen Verbindlichkei- 
ten über troffen. 

Ausgleich durch Einsparungen bei Kap. 2. 

2 23 a 50 500, — 24 435,93 Vermischte Ausgaben 

! Bei der Wasser- und Schiffahrtsdirektion Bremen 
und Hannover II hat ein Kassenbeamter Lohn- 
steuern in Höhe von insgesamt 96 630,25 DM ver- 
untreut (vgl. auch Kap. 4 Tit. 23 a). Nach den ge- 
setzlichen Bestimmungen haftet für die Abführung 
des Fehlbetrages der Arbeitgeber, d. h. die Wasser- 
straßen Verwaltung. Die Zahlung mußte sofort 
erfolgen. Von dem Gesamtbetrag entfallen 
43 799,59 DM auf Kap. 2 — Binnenwasserstraßen- 
verwaltung — und 52 830,66 DM auf Kap. 4 — 
Seewasserstraßenverwaltung — . Zur Deckung der 
Mehrausgabe war bei Kap. 2 Tit. 23 a die Bereit- 
stellung von überplanmäßigen Haushaltsmitteln in 
Höhe von 24 435,93 DM erforderlich. Der Rest 
konnte aus den verfügbaren Haushaltsmitteln ge- 
deckt werden. 

Ausgleich durch Einsparungen bei Kap. 2. 

2 hi *\ 2 400 000, Zuschuß an das Land Berlin zur Unterhaltung und 

^ er ’ Instandsetzung der Westberliner Wasserstraßen 

38 Das Land Berlin kann die Kosten für den Betrieb, 

die Unterhaltung und die Instandsetzung der West- 
berliner Wasserstraßen weder aus eigenen Haus- 
haltsmitteln noch aus den zugewiesenen Mitteln 
„Finanzielle Hilfe für Berlin“ bestreiten. Zur Er- 
haltung der Anlagen sind Sondermittel des Bundes 
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Fortsetzung Einzelplan XII — Bundesministerium für Verkehr — 

erforderlich, die im Rechnungsjahr 1952 in Hohe 
von 2 400 000 DM, da unvorhergesehen, außerplan- 
mäßig bereitgestellt werden mußten. 

4 12 37 000, — 15 000, — Unterhaltung und Ergänzung der Geräte und Aus- 

stattungsgegenstände in den Diensträumen 

Infolge der Neuorganisation der Behörden der See- 
wasserstraßenverwaltung waren Neubeschaffungen 
von Geräten und Ausstattungsgegenständen not- 
wendig, deren Kosten bei der Aufstellung des Haus- 
haitis noch nicht zutreffend übersehen werden 
konnten. Die Mehrausgaben in Höhe von 15 000 DM 
waren unabweisbar und mußten daher überplan- 
mäßig bereitgestellt werden. 

Ein Betrag in entsprechender Höhe wurde bei 
Kap. 1 Tit. 7 a eingespart. 

4 21 47 000, — 24 000, — Umzugskosten und Umzugskostenbeihilfen 

Durch eine erhöhte Zuteilung von Familienwoh- 
nungen und den dadurch verursachten höheren 
Anfall an Umzugskosten und Umzugskostenbeihil- 
fen war eine Mehrausgabe von 24 000 DM unver- 
meidlich. 

Ausgleich durch Einsparungen bei Kap. 4. 

4 23 a 15 000, — 49 100, — Vermischte Ausgaben 

Bei der Wasser- und Schiffahrtsdirektion Bremen 
und Hannover II hat ein Kassenbeamter Lohn- 
steuern in Höhe von insgesamt 96 630,25 DM ver- 
untreut (vgl. auch Kap. 2 Tit. 23 a). Nach den ge- 
setzlichen Bestimmungen haftet für die Abführung 
des Fehlbetrages der Arbeitgeber, d. h. die Wasser- 
straßenverwaltung. Die Zahlung mußte sofort er- 
folgen. Von dem Gesamtbetrag entfallen 
52 830,66 DM auf Kap. 4 — Seewasserstraßenver- 
waltung — und 43 799,59 DM auf Kap. 2 — Bin- 
nenwasserstraßenverwal'tung — . Zur Deckung der 
Mehrausgabe war bei Kap. 4 Tit. 23 a die Bereit- 
stellung von überplanmäßigen Haushaltsmitteln in 
Hohe von 49 100 DM erforderlich. Der Rest konnte 
aus den verfügbaren Haushaltsmitteln gedeckt 
werden. 

Ausgleich durch Einsparungen bei Kap. 4. 

4 26 a 219 000, — 68 800, — Gesetzliche Kosten der Unfallversicherung 

Die Mehrausgaben von 68 800 DM sind zwangs- 
läufig. Die dem Haushaltsbetrag zugrunde liegende 
Schätzung wurde von den entsprechenden Verbind- 
lichkeiten übertroffen. 

Ausgleich durch Einsparungen bei Kap. 1 und bei 
I Kap. 2. 
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Fortsetzung Einzelplan XII 

— Bundesministerium für Verkehr — 

4 

32 

40 000 000,— 

99 348,94 
(V orgrif f) ' 

Unterhaltung und Betriebskosten 

a) Unterhaltung und Betrieb der Seewasserstraßen 


! b) Unterhaltung und Betrieb der Seezeichen und 
! i Signalanlagen 

I Die kurz vor Schluß des Rechnungsjahres 1952 

: angeordnete Sonderzahlung an die der TO.B und 
l i TO.S unterliegenden Lohnempfänger erforderte 

i bei diesem Ansatz zwangsläufig Mehraufwendungen 

für Löhne, die aus den zu diesem Zeitpunkt noch 
verfügbaren Haushaltsmitteln nicht restlos gedeckt 
j werden konnten. Es ergab sich daher die Notwen- 

| digkeit, den Mehrbedarf von 99 348,94 DM beim 

Unterabschnitt b) durch Inanspruchnahme über- 
! planmäßiger Haushaltsmittel im Vorgriff auf das 

Rechnungsjahr 1953 zu decken. 

4 33 52 000, — 11 000, — j Ersatzleistung infolge von Schiffsunfällen 

| Durch verschiedene Unfälle sind zwangsläufig Ver- 
| pflichtungen zu Ersatzleistungen entstanden, die 
einen Mehrbedarf von 11 000 DM über den Haus- 
haltsansatz hinaus erforderten. 

Ausgleich durch Einsparungen bei Kap. 4. 


4 34 200 000, — 95 000, — Abwendung und Bekämpfung der Hochwasser- und 

| Eisgefahr 

Infolge des strengen Winters 1952/53 und durch 
; Schäden an den Uferschutzanlagen waren zwangs- 

läufig Mehrausgaben in Höhe von 95 000 DM erfor- 
■ , derlich. 

Ein Betrag in entsprechender Höhe wurde bei 
' Kap. 2 eingespart. 

6 4 2 441 400, — 20 000,— Hilfsleistungen durch nichtbeamtete Kräfte 

Die Erhöhung der Versicherungspflichtgrenze be- 
dingte zwangsläufig eine Erhöhung der Arbeitge- 
j beranteile zur Sozialversicherung. Dadurch sind 

unvorhergesehene Mehrausgaben in Höhe von 

j 20 000 DM notwendig geworden. 

Ein Betrag in entsprechender Höhe wurde bei 
Kap. 6 eingespart. 

7 4 117 900, — 11 500, — Hilfsleistungen durch nichtbeamtete Kräfte 

Durch die Verlegung der Bundesanstalt für Ge- 
wässerkunde von Bielefeld nach Koblenz in das 
größere Dienstgebäude der ehemaligen Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion Koblenz war die Einstellung 
von fünf zusätzlichen Arbeitskräften für die Haus- 
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Verwaltung erforderlich. Die dadurch entstandene 
Mehrausgabe von 11 500 DM war unabweisbar. 

Ein Betrag in entsprechender Höhe wurde bei 
Kap. 2 eingespart. 

12 31 117 840 000, 2 500 000,— Unterhaltung, Um- und Ausbau der Bundesstraßen 

(Vorgriff) un d die damit verbundenen Nebenausgaben, Be- 
seitigung schienengleicher Kreuzungen sowie För- 
derung von Bauvorhaben, an deren Durchführung 
ein wesentliches Interesse des Bundes besteht 

Bei der Unterhaltung der Bundesstraßen sind ver- 
■ i schiedcne, nicht vorherzusehende Ausgaben, ins- 

besondere für die Beseitigung von Frost- und Hoch- 
wasserschäden und für verstärkten Winterdienst in 
i ! Höhe von rd. 14,3 Mio DM angefallen. Diese Aus- 

gaben konnten nur zum Teil durch Einsparungen 
bei den verfügbaren Haushaltsmitteln gedeckt 
| I werden, so daß ein Vorgriff von 2,5 Mio DM auf 

! die Haushaltsmittel des Rechnungsjahres 1953 er- 

I forderlich war. 


14 16 


15 21 


453 100, — 52 000, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

Diensträumen 

j Infolge der nicht vorhersehbaren Erhöhung der 

Mieten für gewerblich genutzte Räume sowie der 
nicht veranschlagten Ausgaben für den zur Über- 
leitung der regionalen Wetterdienste gebildeten 
Aufbaustab reichte der veranschlagte Betrag nicht 
aus. Die Mittel zur Bestreitung der zusätzlich 
j entstandenen Aufwendungen mußten infolgedessen 

[ überplanmäßig bereitgestellt werden. Die Mehraus- 

gabe von 52 000 DM war unabweisbar. 

Ein Betrag in entsprechender Hohe wurde bei 
Kap. 14 eingespart. 

i 

i 

14 000, — 50 000, — Umzugskosten und Umzugskostenbeihilfen 

; Durch Entgegenkommen der Stadt Frankfurt war 

es möglich, den Bediensteten der Vorbereitungsstelle 
für Flugsicherung in Frankfurt vorzeitig 80 Woh- 
nungen zuzuweisen. Zur Durchführung der Umzüge 
mußten die erforderlichen Mittel in Höhe von 
50 000 DM überplanmäßig bereitgestellt werden. Es 
handelt sich um zwangsläufig entstandenen Mehr- 
bedarf auf Grund gesetzlicher Verpflichtung. 

Ein Betrag in entsprechender Höhe wurde bei 
Kap. 15 eingespart. 
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6 18 000 000, — 4 000 000, — Betriebsbeihilfe für die See-, Küsten- und Binnen- 

(Vorgriff) schiffahrt zur Verbilligung von Dieselkraftstoff 

Die auf gesetzlicher Grundlage beruhende Betriebs- 
beihilfe beträgt 22 DM für 100 kg Dieselkraftstoff. 
Bei der Veranschlagung der Haushaltsmittel für 
das Rechnungsjahr 1952 wurde ein Treibstoffver- 
brauch von 82 000 t (= 18 000 000 DM Betriebs- 
beihilfe) zugrunde gelegt. Entgegen diesen Erwar- 
tungen hat sich der Verbrauch auf rd. 100 000 t 
erhöht. Dadurch ist ein Mehrbedarf an Betriebsbei- 
hilfe von rd. 4 000 000 DM entstanden, der im 
Wege des Vorgriffs auf die Haushaltsmittel des 
Rechnungsjahres 1953 überplanmäßig gedeckt 
werden mußte. 

Der Mehrausgabe stehen entsprechende Mehrein- 
nahmen des Bundes an Mineralölzoll und Mineral- 
ölsteuer gegenüber. 


17 200 000, — 152 000, — Betriebszuschüsse an Flughafengesellschaften, an 

denen der Bund als Gesellschafter beteiligt ist 

Der Ansatz mußte bei Aufstellung des Haushalts- 
entwurfs 1952 geschätzt werden. Im Laufe des 
Rechnungsjahres hat sich herausgestellt, daß die 
vom Bund an die Flughafengesellschaften zu zah- 
lenden Zuschüsse nicht mit dem veranschlagten Be- 
trag von 200 000 DM gedeckt werden konnten. 
Der Mehrbedarf an Haushaltsmitteln in Höhe von 
152 000 DM mußte daher, weil unabweisbar, über- 
planmäßig bereitgestellt werden. 

Ein entsprechender Betrag wurde bei Kap. 15 ein- 
gespart. 

2 63 500, — 17 500, — Herrichtung des Dienstgebäudes in Flensburg, 

Restbetrag 

Bei der Herrichtung des Gebäudes für das Kraft- 
fahrt-Bundesamt durch das Landesbauamt Flens- 
burg hat sich im Laufe der Bauarbeiten heraus- 
gestellt, daß die Entwässerungshauptableitungen 
während des Krieges stillgelegt waren und auch 
das Kellergeschoß durch Eindringen von Feuchtig- 
keit für Lagerzwecke ungeeignet war. Zur be- 
: schleunigten Beseitigung dieser Schäden mußten 
die erforderlichen Mittel überplanmäßig bereitge- 
stellt werden. Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Ausgleich durch Einsparungen bei 

Kap. E 19 Tit. 4 12 500 DM 

Kap. 1 Tit. 7 a 5 000 DM 

Summe wie oben 


17 500 DM. 
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*) 63 400, — Grunderwerb zur Errichtung eines Gerätehofes hei 
Passau 

Die außerplanmäßige Ausgabe war erforderlich, 
um den Erwerb eines Grundstücks, das für die Er- 
richtung eines Gerätehofes bei Passau besonders 
günstig gelegen ist, zu sichern. 

E 24 3 126 500, — 24 470, — Beschaffung von meteorologischen Instrumenten 

(Vorgriff) und Geräten 

In den Haushalten der Rechnungsjahre 1949 bis 
1951 waren für die Wetterdienste in den drei west- 
lichen Besatzungszonen Verfügungssummen ausge- 
bracht. Der Verfügungssumme für den Wetter- 
dienst in der britischen Zone lag ein im einzelnen 
aufgegliederter Haushalt zugrunde, der als Anlage 
dem Epl. XII beigefügt war. Dieser Haushalt diente 
gleichzeitig als Bemessungsgrundlage für die Höhe 
der Zuschüsse an die Wetterdienste der beiden 
anderen Besatzungszonen. Die Kostenvoranschläge 
für diese Wetterdienste waren ebenfalls als Anlage 
dem Epl. XII beigefügt. Der Voranschlag des Wet- 
terdienstes in der amerikanischen Besatzungszone 
diente gleichzeitig als Berechnungsgrundlage für 
die Höhe der aus dem Bundeshaushalt zu zahlen- 
den Verfügungssumme (Zuschuß). Die Verfügungs- 
summen für die Wetterdienste in der französischen 
Besatzungszone errechneten sich nach dem Ver- 
hältnis der Ist- Ausgaben des Wetterdienstes in der 
britischen Zone zum Kostenvoranschlag des Wetter- 
dienstes in der amerikanischen Zone. 

Während die Verfügungssummen für die Wetter- 
dienste in der amerikanischen und französischen 
Zone ohne nähere Angabe des Verwendungszwecks 
zur Verfügung gestellt wurden, war die Verfü- 
gungssumme für den Wetterdienst der britischen 
Zone mit genauer Angabe des Verwendungszwecks 
(haushaltsmäßige Aufgliederung) gebunden. Dieser 
Haushalt wurde von jeher aus Mittel des Verei- 
nigten Wirtschaftsgebietes bzw. des Bundes finan- 
ziert, so daß er praktisch schon ein Teil des Bun- 
deshaushalts war. 

In dem zweckgebundenen Haushalt 1951 des Wet- 
terdienstes der britischen Zone waren auch ein- 
malige Ausgaben (Fortführungsmaßnahrnen) ent- 
halten. Nach Abschluß des Rechnungsjahres 1951 
ist der Übertragung der bei diesen Ausgaben ver- 
bliebenen Ausgabereste in das Rechnungsjahr 1952 
zugestimmt worden, soweit diese Reste zur Dek- 
kung eingegangener Verbindlichkeiten benötigt 
wurden. Da diese Mittel im Haushaltsplan 1951 
jedoch noch nicht als übertragbar bezeichnet waren, 
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konnten die Ausgabereste nicht in die Haushalts- 
rechnung 1951 auf genommen werden. 

Zur Abdeckung der eingegangenen Verpflichtun- 
gen war es daher notwendig, den Mehrbedarf von 
24 470 DM Inanspruchnahme überplanmäßiger 
Haushaltsmittel im Vorgriff auf das Rechnungsjahr 
1953 zu decken. 


Einzelplan XIV — Bundesministerium für Wohnungsbau — 

1 23 b 16 500, — 15 200, — Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Die Zahl der Teilnehmer am Mittagessen und 
Abendessen hat sich unvorhergesehen erhöht. Der 
Haushaltsansatz reichte daher nicht aus. 
Einsparung bei Kap. 1 Tit. 21. 

Einzelplan XV — Bundesministerium für Vertriebene — 

2 j 4 2 567 400, — 123 379,19 Hilfsleistungen durch nichtbeamtete Kräfte 

Nichtvorherzusehender Bedarf von zusätzlich not- 
wendigen Hilfskräften der Notaufnahmelager in- 
folge Ansteigens der Zahl von Sowjetzonen-Flücht- 
; lingen. 

Einsparung bei Epl. XV Kap. 1. 

2 | 11 70 000, — | 28 656,02 Geschäftsbedürfnisse 

: Nichtvorherzusehender Bedarf von zusätzlich not- 
wendigem Schreibmaterial pp. der Notaufnahme- 
lager infolge des Ansteigens der Zahl von Sowjet- 
zonen-Flüchtlingen. 

2 12 12 000, — 27 529,85 Einsparung bei Epl. XV Kap. 2. 

; ! ! 

Unterhaltung und Ergänzung der Geräte und Aus- 
stattungsgegenstände in den Diensträumen 

Nichvorherzusehender Bedarf von zusätzlich not- 
wendigen Geräten und Ausstattungsgegenständen. 

4 | 14 50 000— 21 450,49 Einsparung bei Epl. XV Kap. 2. 

i ! 1 

Post-, Telegrafen- und Fernsprechgebühren sowie 
Kosten für private Fernsprechanlagen 

Nichtvorherzusehender Bedarf von zusätzlich not- 
wendigen Post-, Telegrafen- und Fernsprech- 
gebühren. 

Einsparung bei Epl. XV Kap. 2. 
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Einzelplan XXII — Finanzielle Hilfe für Berlin — 


Eil hin- 
ter 
Tit. 1 


*) 62 000 000, — Kredit an das Land Berlin 

Das Land Berlin hat im Rechnungsjahr 1949 außer 
den veranschlagten Beträgen als Finanzhilfe auf 
dem Kreditwege einen Betrag von 62 Mio DM er- 
halten. Dieser Betrag war im Rechnungsjahr 1949 
zunächst als Haushaltsausgabe gebucht, ist aber 
auf Vorschußkonto umgebucht worden, da, wie 
sich aus der Erläuterung zu Epl. XXV Kap. E 11 
Tit. 1 — Finanzielle Hilfe für Berlin — - für das 
Rechnungsjahr 1949 ergibt, der Betrag außerhalb 
des Haushalts gewährt werden sollte. 

Die Rückzahlung des vorschußweise gewährten 
Kredits wird sich, da die erwartete Besserung der 
Lage Berlins nicht eingetreten ist, noch länger hin- 
auszögern. Eine weitere Behandlung des Betrages 
als Vorschuß ist mit den haushaltsmäßigen Be- 
stimmungen (62 RHO) nicht vereinbar. Es wurde 
daher einer außerplanmäßigen Ausgabe gemäß § 33 
Abs. 1 RHO zugestimmt. 


Einzelplan XXIII — Allgemeine Finanzverwaltung — 

*)200000 000, — Zahlungen an Israel 

Das Abkommen vom 10. September 1952 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Staate 
Israel ist erst am 27. März 1953 ratifiziert worden. 
Nach Artikel 3 des Abkommens beträgt die 
erste Jahresleistung im Rechnungsjahr 1952 
200 000 000 DM. 

Die Ausgabe stand bei Aufstellung des Haushalts- 
plans 1952 noch nicht fest und mußte daher, weil 
unabweisbar, außerplanmäßig geleistet werden. 


3 000 000, — Zahlung an die Svenska Tändsticks Aktiebolaget in 
Jönköping (Schweden) auf Grund des Vergleichs 
vom 29. April 1953 

Nach einem Vergleich zwischen dem Bund und der 
Svenska Tändsticks Aktiebolaget in Jönköping 
(Schweden) vom 29. April 1953 verpflichtet sich 
der Bund zur Abgeltung der Ansprüche der Sven- 
ska Tändsticks Aktiebolaget in Jönköping aus der 
Zeit von 1946 bis zum 31. Dezember 1952 den Be- 
trag von 3 000 000 DM zu zahlen. 

Der Bundesrechnungshof hat mit Schreiben vom 
19. Juni 1953 — Az. Bet — 1004/53 — gegen den 
Vergleich keine Bedenken erhoben. Der Haushalts- 
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ausschuß des Deutschen Bundestages hat in seiner 
Sitzung vom 28. Juli 1953 dem Vergleich zuge- 
stimmt. Der Vergleich ist somit rechtswirksam ge- 
worden. Da für diese unvorhergesehene unabweis- 
bare Ausgabe Mittel im Haushalt nicht veran- 
schlagt waren, mußte sie außerplanmäßig geleistet 
werden. 


hin- 1 
ter 
E 14 


*) 6 000 000, — Beitrag an die Zonengrenzländer zur Durchfüh- 
rung von Sofortmaßnahmen in den Gebieten der 
Sowjetzone aus Anlaß der Grenzsperre 

Die vollständige Sperre der Sowjetzonengrenze 
im Mai 1952 machte eine Reihe von Sofortmaß- 
nahmen zur Beseitigung der durch die Sperre ver- 
ursachten Schäden auf den Gebieten der Energie- 
versorgung, des Straßen- und Schienenverkehrs, 
der Landwirtschaft und der gewerblichen Wirt- 
schaft erforderlich. Zwar besteht eine rechtliche 
Verpflichtung des Bundes zur finanziellen Hilfe- 
leistung nicht. Im Hinblick auf den Umfang der 
Grenzschäden und die politische Bedeutung der 
Stärkung der Wirtschaftskraft in den Zonengrenz- 
ländern ist jedoch das Bedürfnis für eine Bundes- 
hilfe als unabweisbar anzusehen. Da die Grenz- 
sperre im Mai 1952 durch die Behörden der sowje- 
tischen Besatzungszone überraschend verfügt 
wurde, konnte die Ausgabe nicht vorhergesehen 
werden. Die erforderlichen Mittel mußten daher 
außerplanmäßig zugewiesen werden. 


hin- 1 — *) 4 000 000, Darlehen an das Land Rheinland -Pfalz zur Durch - 

t' er führung dringender Hilfsmaßnahmen in der 

E 14 „Roten Zone“ 

Auf Grund des Beschlusses des Haushaltsausschus- 
" ses des Deutschen Bundestages vom 7. März 1951 

ist dem Land Rheinland-Pfalz ein Kassenkredit 
von 4 Mio DM in Form eines Schatzwechselkredits 
gewährt worden. Die Abdeckung dieses Kredits 
sollte aus der seinerzeit für den Bundeshaushalt 
1951 in Aussicht genommenen Bewilligung von 

25 Mio DM zur Bewilligung rückständiger 
und gefährdeter Gebiete erfolgen. Dies ist 
jedoch unterblieben, weil die Verwendung des 

Kredits von 4 Mio DM für die „Rote Zone“ sich 
nicht mit dem in Rheinland-Pfalz aufgestellten 
und durch den Interministeriellen Ausschuß für 
Notstandsgebiete genehmigten Sanierungspro- 
gramm deckte. Es schweben zur Zeit noch Ver- 
handlungen über die Abdeckung des Kredits. Da 
es nicht mehr länger verantwortet werden konnte, 
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den Kredit auf dem Vorschußkonto nachzuweisen, 
mußten Haushaltsmittel bereitgestellt werden. 

Mittel sind im Bundeshaushalt 1952 wegen der 
schwebenden Verhandlungen nicht veranschlagt 
worden. Die benötigten 4 Mio DM mußten daher 
außerplanmäßig zugewiesen werden. 


Zuschuß des ordentlichen Haushalts an den außer- 
ordentlichen Haushalt 

Die Erlöse aus der Anleihe 1952 reichten nicht aus, 
, um die als notwendig erachteten Ausgaben des 
| außerordentlichen Haushalts zu leisten. Zur Ab- 
i deckung der Mindereinnahmen im außerordent- 
’ liehen Haushalt wurde aus Mitteln des ordent- 
lichen Haushalts mit Verfügung BdF II A 7 6 — F 
1061 — 209/53 vom 9. September 1953 ein Betrag von 
107 896 735,17 DM als Zuschuß des ordentlichen 
an den außerordentlichen Haushalt außerplanmäßig 
bewilligt. 


hin- — _ *) 107 896735,17 

ter 

E 15 , 


hin- 
ter 
E 15 


hin- 1 
ter 
E 18 


*)301 267 250,77 Abdeckung eines Teils des Fehlbetrages 1951 

Der kassenmäßige Überschuß des Rechnungsjahres 
1952 ist gern. BdF II A ; 6 — F 1061 — 211 53 vom 
9. September 1953 zur außerplanmäßigen Abdek- 
kung eines Teils des kassenmäßigen Fehlbetrages 
1951 verwendet. 


*) 70000000, Darlehen auf Grund des Gesetzes über eine Finanz- 
hilfe an das Land Schleswig-Holstein vom 29. Marz 
1951 

§ 2 des Gesetzes über eine Finanzhilfe an das 
Land Schleswig-Holstein vom 29. März 1951 
(BGBl. I S. 217) hat dem Lande Schleswig-Holstein 
die Verpflichtung auferlegt, das Darlehen insbe- 
sondere aus den Mitteln zurückzuzahlen, die ihm 
auf Grund des Gesetzes über den Finanzausgleich 
unter den Ländern im Rechnungsjahr 1951 zu- 
fließen. Die Finanzlage von Schleswig-Holstein 
gestaltete sich jedoch derartig schwierig, daß das 
Land auf die Zuschüsse aus dem inzwischen end- 
gültig durchgeführten Länderfinanzausgleich 1951 
— vgl. Erste Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über den Finanzausgleich unter den Län- 
dern in den Rechnungsjahren 1951 und 1952 vom 
11. März 1953 (BGBl. I S. 54) dringend angewiesen 
war. um seine unabweisbaren laufenden Verpflich- 
tungen zu erfüllen. Das Land war daher nicht in 
, der Lage, den seinerzeit vorschußweise gewährten 
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I 

hin- I 1 

ter 1 

E 18 


Betriebsmittelkredit abzudecken. Da es nicht länger 
vertretbar erschien, den Betriebsmittelkredit bei 
den Vorschüssen nachzuweisen, mußten zur Ab- 
1 deckung des Vorschusses Haushaltsmittel bereit- 
gestellt werden. Die Verhandlungen zwischen Bund 
und Schleswig-Holstein über die Rückzahlung des 
; Betriebsmittelkredits waren bei Aufstellung des 
! Haushalts 1952 noch nicht abgeschlossen. Daher 
! waren Haushaltsmittel nicht veranschlagt. Die 
' Ausgabemittel mußten deshalb außerplanmäßig zu- 
; gewiesen werden. 


*) 6 000 000, — Darlehen an die Pensionskasse Deutscher Privat- 
eisenbahnen — Körperschaften des öffentlichen 
Rechts 

Die Pensionskasse Deutscher Privateisenbahnen 
; (PK), eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, 

| hat die Alters- und Hinterbliebenenversorgung der 
| „Beamten“ nichtbundeseigener Eisenbahnen, die 
| an sich unter die Sozialversicherungspflicht fallen, 
aber hiervon befreit sind, in eigener Versicherung 
durchzuführen. Der Bundesgerichtshof hat mit 
j Rücksicht darauf, daß die PK in materieller Hin- 
I sicht Aufgaben der Sozialversicherung wahrnimmt, 
in mehreren Rentenprozessen entschieden, daß die 
Leistungen der PK mit Wirkung vom Währungs- 
stichtag wie die Sozialversicherung im Verhältnis 
1 : 1 umzustellen sind. In der Begründung heißt es, 
daß der Staat für die erforderlichen Deckungs- 
mittel zu sorgen habe. Die Kasse hat — abgesehen 
von ihren künftigen Verpflichtungen — allein 
Leistungsrückstände von rd. 16 Mio DM zu erbrin- 
gen, die sie in einer Höhe von rund 10 Mio DM 
nicht aus eigener Kraft beseitigen kann. Um einen 
Zusammenbruch der PK zu vermeiden, hat der 
Bundestag am 18. Juni 1952 die Bundesregierung 
beauftragt, bis zu einer gesetzlichen Neuregelung 
durch eine Übergangslösung sicherzustellen, daß 
die Verpflichtungen gegenüber den Pensionären 
; erfüllt werden können. Als Teilmaßnahme dieser 
Übergangslösung hat der Bund von den oben ge- 
nannten 10 Mio DM Leistungsrückständen 6 Mio DM 
I zur Verfügung gestellt, welche in Teilbeträgen 
von je 2 Mio DM am 25. August, 15. Oktober und 
25. November 1952 der PK überwiesen wurden, 
während das Land Nordrhein-Westfalen 4 Mio DM 
übernommen hat. Die Verzinsung und Tilgung des 
Darlehens bleibt einer bundesgesetzlichen Regelung 
Vorbehalten. Bis dahin wird das Darlehen zinslos 
gewährt. 
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Einzelplan XXIV — Verteidigungslasten einschließlich Besatzungskosten und Auftragsausgaben — 

A) im Bundesgebiet 

1 — 3 — 5 195 144 800, — 1237 690 392,50 Besatzungskosten, Auftragsausgaben Klasse I und 

Auftragsausgaben Klasse II 

Die im Rechnungsjahr 1952 zu leistenden Ausga- 
ben an Besatzungskosten und Auftragsausgaben 
konnten bei Aufstellung des Haushaltsplans 1952 
nicht in vollem Umfang übersehen werden. 

i Die Einzelpläne XXIV und XXV stellen eine Ein- 

heit dar. 

! Die überplanmäßige Ausgabe bei den Kap. 1 — 3 
; des Epl. XXIV in Höhe von 1 237 690 392,50 DM 
| findet ihre Deckung 

! a) durch den bei dem Kap. 4 des Epl. XXIV nicht 
in Anspruch genommenen Betrag von 
1 142 072 300,— DM und 

b) durch Einsparung des Restbetrages von 

95 618 092,50 DM bei den Kap. 1—6 des Epl. XXV. 


Einzelplan XXIV — Verteidigungslasten einschließlich Besatzungskosten 
und Auftragsausgaben der Auslaufzeit 1951 — 

B)im Land Berlin j 

1 — 6 — 15 000 000, — 9 062 413,98 I Besatzungskosten der Auslaufzeit 1951 

Die im Rechnungsjahr 1952 zu leistenden Besai- 
zungskosten und Auftragsausgaben, die sich auf 
Verpflichtungen aus dem Rechnungsjahr 1951 be- 
ziehen, konnten bei Aufstellung des Haushalts- 
plans 1952 mangels geeigneter Unterlagen ihrer 
Höhe nach nicht mit Sicherheit übersehen werden. 
Der Ansatz B im Land Berlin mußte daher ge- 
schätzt werden und hat sich nach dem Ergebnis der 
Istausgaben in seiner Veranschlagung als zu ge- 
ring erwiesen. 

Einsparung bei Ansatz A im Bundesgebiet des 
gleichen Einzelplans. 


Einzelplan XXVI — Soziale Kriegsfolgelasten — 

1 31 454 800 000, — 22 744 609,67 Kosten der individuellen Fürsorge 

Mehraufwendungen infolge der Erhöhung der 
Richtsätze in den Ländern, für Erziehungsbeihilfen 
für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene 
sowie Mehrkosten für die Berufsfürsorge für 
Kriegsbeschädigte und Mehrausgaben durch den 
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verstärkten Zustrom an Flüchtlingen aus der so- 
wjetischen Besatzungszone und aus Berlin. 


Die Mehrkosten sind zwangsläufiger Natur und 
waren nicht vorauszusehen. Die Mehrausgabe war 
zur Befriedigung eines unabweisbaren Bedürfnisses 
unbedingt erforderlich. 


Ausgleich durch Einsparung bei 
Kap. 2 Tit. 31 
Kap. 2 Tit. 32 
Kap. 4 Tit. 40 


Summe wie oben 


4 762 857,77 DM 
15 439 710,08 DM 
2 542 041,82 DM 

22 744 609,67 DM. 


32 13 000 000, — 10 879 727,46 Kosten der Grenzdurchgangslagcr und Nolauf- 

nahmelager sowie der Rückführung von Deutschen 
aus dem Ausland und aus den unter fremder Ver- 
waltung stehenden deutschen Gebietsteilen 

Die Mehrausgabe mußte infolge des verstärkten, 
nicht vorauszusehenden Zustroms von Sowjetzonen- 
flüchtlingen zwangsläufig von den Fürsorgeträgern 
verrechnet werden. 

Der Betrag wird eingespart bei Kap. 4 Tit. 40. 


1 33 55 000 000, — 33 396 244,14 Kosten der sonstigen Durchgangs- und Wohnlager 

Mehraufwendungen durch Neueinrichtung und Er- 
weiterung von Lagern wegen unerwarteter stärke- 
rer Zuwanderung von Flüchtlingen aus der sowje- 
tischen Besatzungszone und Berlin. Die Mehrkosten 
waren nicht vorauszusehen. Die Mehrausgabe war 
zur Befriedigung eines unabweisbaren Bedürfnis- 
ses unbedingt erforderlich. 

Einsparung bei Kap. 4 Tit. 40 in gleicher Höhe. 

37 — 5 989 569,50 Zuschüsse oder Darlehen zur Errichtung von Woh- 

nungen für Kriegsfolgenhilfe-Empfänger und zur 
Förderung der Erziehung und Erwerbsbefähigung 
von jugendlichen Kriegsfolgenhilfe-Empfängern 

Es war geplant, aus Minderausgaben bei Kap. 1 
Tit. 31, 32 und 33 einen Betrag von 6 200 000 DM 
für die Durchführung berufsfördernder Maßnah- 
men und die Einrichtung von Jugendwohnheimen 
im Rahmen des 3. Bundes jugendplans zur Verfü- 
gung zu stellen und über den Tit. 37 zu verrech- 
nen. Auf Grund der Besprechung zwischen Vertre- 
tern des Bundesministeriums des Innern am 

18. September 1952 und auf Grund des Ergebnisses 
der nachfolgenden 248. Kabinettssitzung vom 

19. September 1952 wurde der vorbezeichnete Be- 
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1 b 32 40 000 000 — 


4 7 a 600 000 — 


trag unabhängig von dem voraussichtlichen Ergeb- 
nis der Wirtschaftsführung des Rechnungsjahres 
1952 sofort in Anspruch genommen. 

Nach dem endgültigen Abschluß für das Rech- 
nungsjahr 1952 haben sieh Minderausgaben bei 
den Tit. 31 — 33 nicht ergeben, so daß der bei Tit.37 
verausgabte Mehrbetrag von 5 989 569,50 DM über- 
planmäßig gebucht werden mußte. 

Ausgleich durch Einsparung bei Kap. 4 Tit. 40. 

532 556,28 Beitrag zu den Kosten für Verwaltung der Lasten- 
ausgleichsabgaben 

Nach § 204 des Gesetzes über den Lastenausgleich 
erstattet der Bund den Ländern als Beitrag zu den 
Kosten der Verwaltung der Lastenausgleichsabga- 
ben einen Betrag in Höhe von 4 v. H. des Istauf- 
kommens der erhobenen Lastenausgleichsabgaben. 
Bei der Bedarfsberechnung ist für das Rechnungs- 
jahr 1952 beim Inkrafttreten des Gesetzes vom 
1. September 1952 von einem voraussichtlichen 
Aufkommen von rd. 1000 Mio DM ausgegangen 
worden (4 v. H. hiervon 40 Mio DM). Das tat- 
sächliche Aufkommen an Lastenausgleichsabgaben 
in der Zeit vom 1. September 1952 bis zum Schlüsse 
des Rechnungsjahres 1952 beläuft sich jedoch auf 
insgesamt 1 013 313 905,27 DM, die hierfür berech- 
neten Verwaltungskosten von 4 v. H. auf insge- 
samt 40 532 556.28 DM. Die Haushaltsüberschrei- 
tung in Höhe von 532 556,28 DM ergibt sich dem- 
nach zwangsläufig aus § 204 LAG. Die Mehraus- 
gabe wird in Höhe von 278 666,20 DM eingespart 

bei Kap. 1 b Tit. 31 277 777,— DM 

Kap. 1 b Tit. 33 889,20 DM 

Summe wie oben 278 666,20 DM 

126 635,17 Trennungsentschädigung an versetzte Beamte und 
Angestellte 

Bei der Festsetzung des Haushaltsansatzes für 1952 
konnte die Zunahme der Zahl von Trennungsent- 
schädigungsempfängern, die durch die zwangsläu- 
fige Einstellung der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen bedingt ist, nicht in 
vollem Umfange übersehen und dementsprechend 
berücksichtigt werden. Die Ausgaben bei Tit 7 a 
waren zwangsläufig und mußten nach dem laufen- 
den Bedarf geleistet werden. Infolge Stellenver- 
mehrung bei den Versorgungsdienststellen mußte 
eine Anzahl von Beamten z. Wv. zur Dienst- 
leistung einberufen werden. Die Mehrausgabe von 
126 635,17 DM entspricht einem unabweisbaren 
Bedürfnis. 

Zum Ausgleich der Mehrausgabe wird der Betrag 
. in voller Höhe eingespart bei Kap. 4 Tit. 1. 
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— 14 4 241 000, — 69 332,15 Post-, Telegrafen- und Fernsprechgebühren sowie 

Kosten für private Fernsprechanlagen 

Die Auszahlung einer Halbmonatsrente an die 
Kriegsopfer im Monat Dezember 1952 im Post- 
scheckwege war bei Festsetzung des Haushaltsan- 
satzes für 1952 nicht vorgesehen. Dadurch wurde 
der Haushaltsansatz um 69 332,15 DM überschrit- 
ten. Diese Mehrausgabe entspricht einem unab- 
; weisbaren Bedürfnis. 

Ausgleich durch Einsparung bei Kap. 4 Tit. 14 a. 

4 19 528 000, — 72 725,28 Reisekosten 

Bei Festsetzung des Haushaltsansatzes für das 
Rechnungsjahr 1952 konnte die durch Organisa- 
tionsänderungen und vermehrte auswärtige Sprech- 
tage bedingte Erhöhung der Ausgaben für Reise- 
kosten noch nicht übersehen werden. Die Mehr- 
ausgabe von 72 725,28 DM entspricht einem unab- 
■ weisbaren Bedürfnis. 

Ausgleich durch Einsparung bei Kap. 4 Tit. 11. 

— 20 18 257 000, — 131 992,85 Beweiserhebung und Kostenerstattung in Versor- 

gungsangelegenheiten 

Im Rechnungsjahr 1952 waren infolge schneller 
Durchführung der Umanerkennung und Erledi- 
gung von Erstanträgen in größerem Umfange er- 
: höhte Ausgaben, die bei Festsetzung des Haushalts- 
; ansatzes nicht in vollem Umfange übersehen wer- 
den konnten, entstanden. Die Mehrausgabe von 
| 4 131 992,85 DM entsprach einem unabweisbaren Be- 

i | dürfnis. 

Der Betrag wird an anderer Stelle eingespart bei 
Kap. 4 Tit. 11. 

4 23 b 225 000, — 10 380,79 Zuschuß an die Gemeinschaftsküche 

Bei der Festsetzung des Haushaltsansatzes für 1952 
konnte die durch die Zusammenlegung von Dienst- 
! stellen, die bisher in mehreren Teilunterkünften 

untergebracht waren, und durch die Neueinstellung 
i von Personal bedingte Erhöhung der Ausgaben 

| für Zuschüsse an die Gemeinschaftsküche noch 

: nicht übersehen werden. Die Mehrausgabe ent- 
spricht einem unabweisbaren Bedürfnis. 

| Ausgleich durch Einsparung bei Kap. 4 Tit. 11. 

31 ' — 2558000000,— 48 069 208,60 Versorgungsbezüge 

Bei Festsetzung des Haushaltsansatzes für das 
Rechnungsjahr 1952 konnten die im Zuge der fort- 
schreitenden Umanerkennung der Versorgungsbe- 
; züge nach dem BVG sich steigernden Ausgaben 
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nicht gänzlich in ihrer endgültigen Auswirkung 
übersehen werden. Durch die infolge Umanerken- 
nung für die Zeit vom 1. Oktober 1950 bis 31. März 
1952 zu leistenden Nachzahlungen an Versorgungs- 
bezügen reichte der Haushaltsansatz für das Rech- 
nungsjahr 1952 nicht aus. Die entstandene Mehr- 
ausgabe von 48 069 208,60 DM entsprach einem un- 
abweisbaren Bedürfnis. 

Der Betrag wird in voller Höhe eingespart bei 
Kap. 4 Tit. 36. 


12 600 000,— 

2 595,32 
12 602 595,32 


10 000 000 — 


i 


75 239,17 Einmalige Unterstützungen 

Es handelt sich nicht um Unterstützungen zur Be- 
hebung wirtschaftlicher Notlagen von Angehörigen 
der Versorgungsverwaltung, sondern vielmehr um 
eine spezielle Ausgabenbewilligung auf Grund der 
Richtlinien für die Gewährung von einmaligen 
Unterstützungen an Kriegsbeschädigte, Kriegs- 
hinterbliebene und ihnen versorgungsrechtlich 
gleichgestellte Personen vom 28. Juli 1951 — 
IV b I — 1977/51 — (Bundesversorgungsblatt 1951 
S. 358). Die Mittel dienen auch zum Ausgleich von 
Härten bei der Umstellung von den nach bisheri- 
gen Vorschriften gewährten Versorgungsbezügen 
auf das Bundesversorgungsgesetz. Die Ausgabe 
war in der geleisteten Höhe unabweisbar und in 
ihrem Ausmaß nicht vorherzusehen. 

Ausgleich durch Einsparung bei Kap. 4 Tit. 36. 

1 981 433,80 Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegs- 
gefangenen 

Bei Festsetzung des Haushaltsansatzes für 1952 
waren die Ausgaben für die Unterhaltsbeihilfe für 
Angehörige von Kriegsgefangenen nach der Ist- 
Ausgabe vom Rechnungsjahr 1951 mit 10 000 000 DM 
veranschlagt worden. Gemäß § 3 Abs. 1 des Ge- 
setzes über die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige 
von Kriegsgefangenen vom 13. Juni 1950 (BGBl. 
S. 204) erhielten die Angehörigen von Kriegsge- 
fangenen als Unterhaltsbeihilfe die gleichen Lei- 
stungen wie die Kriegshinterbliebenen nach dem 
BVG. Die Beihilfen waren daher nach Inkraft- 
treten des BVG wie die Versorgungsbezüge umanzu- 
erkennen. Durch die unvorhergesehene große An- 
zahl von Neuanträgen und die infolge Umanerken- 
nung eingetretene Erhöhung der einzelnen Unter- 
haltsbeihilfen wurde der im Haushalt 1952 vorge- 
sehene Betrag um 1 981 433,80 DM überschritten. 
Diese Mehrausgabe entsprach einem unabweis- 
baren Bedürfnis. 

Ausgleich durch Einsparung bei Kap. 4 Tit. 36. 
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